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TEXTLICHER TEIL 

 
In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt: 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-15 BauNVO) 

1.1 WA - Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Zulässig sind: 

- Wohngebäude, 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden nicht Be-
standteil des Bebauungsplans. 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO) 

2.1 GRZ - Grundflächenzahl 

Grundflächenzahl entsprechend Planeintrag. 

2.2 GFZ - Geschossflächenzahl 

Geschossflächenzahl entsprechend Planeintrag. 

2.3 Zahl der Vollgeschosse 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß entsprechend Planeintrag. 

2.4 Höhenlage der baulichen Anlagen 

Die Höhenlage von Gebäuden wird durch eine Bezugsebene (B) über NN (Normal-Null) 
entsprechend Planeintrag festgesetzt. Die Erdgeschossfußbodenhöhe kann abweichend 
von der Bezugsebene festgelegt werden, sofern dabei die maximal zulässigen First- und 
Traufhöhen nicht überschritten werden. 
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2.5 Höhe der baulichen Anlagen 

Die Höhe der baulichen Anlagen wird durch maximal zulässige First- und Traufhöhen 
gemäß Planeintrag festgesetzt.  

Dabei ist die maximal zulässige Firsthöhe (FHmax) das Maß von der festgelegten Bezugs-
ebene (B) bis zum höchsten Punkt der Oberkante der geneigten Dachhaut (siehe Erläu-
terungsskizzen).  

Die maximal zulässige Traufhöhe (THmax) ist das Maß von der festgelegten Bezugsebene 
(B) bis zum Schnittpunkt von aufgehender Außenwand mit der Dachhaut. Bei Gebäude-
vor- und -rücksprüngen ist die gemittelte Traufhöhe zu messen.  

Bei Flachdächern entspricht die maximal zulässige Traufhöhe der maximal zulässigen Ge-
bäudehöhe. Sie bemisst sich von der festgelegten Bezugsebene (B) bis zur oberen Be-
grenzung der Außenwand (Oberkante Attika). 

Beispielskizzen: 

 

Beispiel Satteldach und versetzte, zweiseitig geneigtes Pultdach: 

 

Beispiel Pultdach: 
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Beispiel Flachdach: 

 

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-
chen und Stellung der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22-23 BauNVO) 

3.1 Bauweise 

Zulässige Bauweise entsprechend Planeintrag. Dabei bedeutet: 

o = offene Bauweise 

3.2 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen bestimmen sich durch Baugrenzen 
entsprechend Planeintrag.  
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3.3 Stellung der baulichen Anlagen 

Die Stellung der Hauptgebäude wird durch Gebäudehaupt- / Firstrichtung entsprechend 
Planeintrag festgesetzt. Geringfügige Abweichungen können zugelassen werden. 

4. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12 und 14 BauNVO) 

4.1 Garagen 

Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) sowie Stellplätze sind innerhalb und außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Ein Abstand von 1,5 m seitlich zur 
öffentlichen, befahrbaren Fläche darf nicht unterschritten werden. Ein Stauraum von 
5,0 m zur öffentlichen Verkehrsfläche an der Seite der Zufahrt ist einzuhalten. 

4.2 Nebenanlagen 

Nebenanlagen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig, jedoch nicht zwischen der vorderen Baugrenze und der angrenzenden Straßen-
verkehrsfläche. 

5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Die Anzahl der Wohneinheiten (WE) wird auf maximal 3 WE bzw. 6 WE bei Einzelhäusern 
und 2 WE je Doppelhaushälfte bei Doppelhäusern beschränkt. 

6. Verkehrsflächen und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrs-
flächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

6.1 Aufteilung von Verkehrsflächen 

Die im Plan dargestellten Aufteilungen der Verkehrsflächen sind als unverbindliche Richt-
linien für die Ausführung zu verstehen. 

6.2 Verkehrsgrünflächen 

Die Befestigung der Verkehrsgrünflächen zur Anlegung eines Zugangs zu den Wohnbau-
grundstücken ist nicht zulässig 

6.3 Zu- und Ausfahrtsverbote 

In den Bereichen ohne Ein- und Ausfahrt entsprechend Planeintrag sind Grundstückszu-
fahrten unzulässig. 
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7. Abfallentsorgung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Die entsprechend Planeintrag ausgewiesenen Sammelstandorte  dienen der gesam-
melten Aufstellung von Haus-Müllbehältern am Tag ihrer Entleerung für diejenigen 
Grundstücke, die von einem Müllfahrzeug nicht angefahren werden können (Stichstraßen 
ohne ausreichende Wendemöglichkeit). 

8. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB) 

8.1 Oberflächenbefestigung 

Pkw-Stellplätze, Zufahrten, Hauszugänge, Garagenvorplätze, Terrassen sowie Geh- und 
Fußwege sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versickern kann (z.B. Rasen-
gittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige Pflasterung o. ä.). Der Un-
terbau ist auf den Belag abzustimmen. 

8.2 Ausschluss unbeschichteter metallischer Dacheindeckungen und Fassaden-
verkleidungen 

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen sind unzu-
lässig. 

8.3 Beleuchtung des Gebiets 

Die Straßen- und Wegbeleuchtung ist mit insektenschonenden Lampen entsprechend 
dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es sind Leuchten zu wählen, die das Licht 
gerichtet nach unten abstrahlen und kein Streulicht erzeugen.  

8.4 Ausschluss von Schottergärten und -schüttungen 

Flächenhafte Stein-/ Kies-/ Splitt- und Schottergärten oder -schüttungen sind auf den 
Baugrundstücksflächen unzulässig. Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind dar-
über hinaus, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt 
werden, mit offenem oder bewachsenem Boden als Grünflächen anzulegen und zu un-
terhalten. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind 
nur zur Anlage von dauerhaft mit wassergefüllten Gartenteichen zulässig. 

8.5 Getrennte Regenwasserableitung 

Das anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser der privaten Dachflächen ist ge-
trennt zu erfassen und an den Regenwasserkanal anzuschließen.  

8.6 Maßnahme <1> Öffentliche Grünfläche im Süden 

Siehe 10.2 
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8.7 Baufeldräumung und Gehölzrodung 

Die entfallenden Gehölze sind vor dem Baubeginn in der Zeit von Oktober bis Februar 
zu roden. Die Wurzelstöcke des im Norden entfallenden Heckenabschnitts und des Ge-
hölzes im Süden verbleiben zunächst im Boden (siehe Zauneidechsen).  

Ein Abriss des Schuppens darf ebenfalls nur im genannten Zeitraum erfolgen. Ansonsten 
ist ein Abriss nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass aktuell keine Vögel am Gebäude 
brüten und/oder Fledermäuse keine Quartiere haben. Dies ist zuvor von einer fachkun-
digen Person zu überprüfen.  

Alternativ können auch mögliche Brut- oder Quartierstrukturen im Vorfeld eines Abrisses 
entfernt oder verschlossen werden. 

8.8 Vergrämung Amphibien 

Der Abschnitt der Feldhecke im Norden des Plangebiets und das Gehölz im Süden wer-
den, soweit erforderlich, zwischen dem 1.10 und dem 28.2 gefällt, bzw. auf den Stock 
gesetzt. (vgl. Vögel). Wurzeln und Wurzelstöcke bleiben zunächst im Boden. Astwerk und 
weiteres Schnittgut ist unverzüglich abzuräumen.  

Die entfallenden Lebensstättenflächen im Norden und Süden werden Ende Februar/An-
fang März möglichst kurz gemäht. Das Mähgut wird abgeräumt. Alle sonstigen, Deckung 
bietenden Strukturen (Holz, Steine, etc.) werden abgeräumt. Die Flächen sollen dabei 
nicht befahren werden.  

Ab Anfang April werden die entfallenden Lebensstättenflächen im Norden und Süden 
mit Hackschnitzeln in Höhe von rd. 10 cm abgedeckt.  

Zudem werden die Flächen werden mit Reptilienzäunen umzäunt.  Die Umzäunung im 
Norden bleibt in Richtung Nordosten offen. Im Süden wird die gesamte Böschung zum 
Oberen Auweg umzäunt. Der Zaun wird entlang der Grenze der Lebensstätte bis zur süd-
westlichen Plangebietsgrenze, von dort hoch zum Oberen Auweg und an diesem entlang 
bis zur südöstlichen Plangebietsgrenze geführt. Die Umzäunung bleibt nach Südosten 
offen.  Die Zauneidechsen sollen, sobald sie aus der Winterstarre erwachen, in die Le-
bensstätten nord- und südöstlich des Plangebiets abwandern.  

Die Vergrämung ist durch fachkundiges Personal zu begleiten, das die Ausführung be-
gleitet und insbesondere die Einzelmaßnahmen terminiert und freigibt.  

Nach ca. 3-4 Wochen, der genaue Zeitpunkt hängt von der Witterung ab, werden die 
entfallenden Lebensstätten im Plangebiet abgeräumt. Die Wurzelstubben werden gezo-
gen, die Hackschnitzel abgetragen und die Vegetationsschicht mit dem Oberboden ab-
geschoben. Die Zäune werden abgebaut und an der Grenze Plangebiet/Lebensstätte 
außerhalb wieder aufgebaut. Die Zäune bleiben bis zum Ende der Bauarbeiten bestehen. 

8.9 Vorgezogene Maßnahme (CEF) Brutvögel 

Die Nistkästen in dem entfallenden Heckenabschnitt und an dem Gartenhäuschen wer-
den in ein Gehölz in der Umgebung, z.B. den verbleibenden Teil der Feldhecke im Nord-
osten, umgehängt. Dadurch wird sichergestellt, dass die ökologische Funktion der 
Fortpflanzung- und Ruhestätten auch weiterhin ausreichend erfüllt wird.  
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9. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Leitungsrechte entsprechend Planeintrag. 

10. Pflanzgebote und Pflanzbindungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

10.1 Pflanzgebot auf den Baugrundstücken 

Mindestens 5 % der Grundstücksflächen sind mit Sträuchern gruppen- oder heckenartig 
zu bepflanzen.  

Abgehende Bäume sind durch gleichartige Nachpflanzungen zu ersetzen. Die Artenlisten 
im Anhang sind als Empfehlungen heranzuziehen.  

10.2 Pflanzgebot auf der öffentlichen Grünfläche im Süden <1> 

In der öffentlichen Grünfläche im Süden des Plangebietes wird ein flächenhaftes Pflanz-
gebot für die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern festgesetzt. 

In der geplanten Grünfläche im Süden werden das bestehende Gehölz inkl. Saumstruk-
turen und die angrenzende Böschung so weit wie möglich erhalten.  

Die übrige Grünfläche wird eingesät und locker mit Sträuchern und Bäumen bepflanzt. 
In der Fläche werden zwei Stein- /Totholzhaufen kombiniert mit Sandlinsen angelegt.  
Die Grünfläche wird so als Lebensraum für Zauneidechsen aufgewertet. 

Die Saatgutangaben und Artenlisten im Anhang sind als Empfehlungen heranzuziehen. 

10.3 Erhaltungsgebot Einzelbaum 

Der mit einem Erhaltungsgebot belegte Einzelbaum ist zu erhalten und bei Abgang durch 
einen gleichwertigen zu ersetzen. 

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Dachform und Dachneigung 

Es sind geneigte Dächer (Pultdächer, versetzte, zweiseitig geneigte Pultdächer und mehr-
seitig geneigte Dächer) sowie Flachdächer zulässig. 

Flachdächer und einseitig geneigte Pultdächer sind mit einer Dachneigung von 0° bis 
15°zulässig. Versetzte, zweiseitig geneigte Pultdächer und mehrseitig geneigte Dächer 
sind mit einer Dachneigung von 0° bis 45° zulässig. 
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1.2 Dachdeckung 

Zur Dachdeckung geneigter Dächer sind maximal engobierte Dachziegel, Dachsteine  
oder beschichtetes Metallblech in den Farbtönen ziegelrot und rotbraun bis dunkelbraun 
und grau / anthrazit zu verwenden. Die Verwendung reflektierender Metallbleche ist un-
zulässig; beschichtete Metallbleche sind zu bekiesen oder zu begrünen. 

Die Verwendung der Dächer zur Nutzung der Sonnenenergie durch in die Dachflächen 
integrierte oder auf den Dächern angebrachte, liegende Anlagen und begrünte Dächer 
sind allgemein zulässig.  

1.3 Fassaden 

Grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien und Farben sind mit Ausnahme 
von Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen unzulässig. 

2. Einfriedungen und Stützmauern 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Einfriedigungen sind als Hecke mit standortheimischen Heckengehölzen gemäß Arten-
listen (Kap. IV) auszubilden. In Hecken eingewachsene künstliche Einfriedigungen sind 
dabei zulässig. 

Einfriedigungen und Stützmauern sind entlang von öffentlichen Verkehrsflächen bis zu 
einer maximalen Höhe von 1,0 m zulässig. 

Entlang von landwirtschaftlichen Flächen und Wirtschaftswegen ist mit Einfriedigungen 
ein Mindestabstand von 1,0 m einzuhalten. Die Abstandsfläche ist zu begrünen oder zu 
befestigen und zu unterhalten. 

3. Niederspannungsfreileitungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. 

4. Stellplatzverpflichtung für Wohnungen 
(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs 1 LBO) wird auf 2,0 Kfz-Stellplätze 
pro Wohnung erhöht.  
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III. HINWEISE 

1. Bodenfunde 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese sind 
unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. 

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktags nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 
Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG). 

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. 

2. Altlasten 

Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-
getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß § 3 Lan-
des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zu verfahren. Die Gemeinde und das Landratsamt sind umgehend über Art 
und Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen. 

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-
läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der 
zuständige Abfallentsorger Auskunft. 

3. Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewiesen. 

Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten auszuhe-
ben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und 
zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 BauGB). 

Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 
BBodSchG gewährleisten (z.B. Miete: Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzen-
resten max. 1,5 m, bei sandigem Boden mit wenig Pflanzenresten max. 2,5 m, Schutz vor 
Vernässung und Staunässe etc.). 

Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustelleneinrich-
tung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor er-
heblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Entstandene Boden-
verdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern. 
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4. Grundwasserfreilegung 

Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als Untere Wasser-
behörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen. 

Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Ar-
beiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und die Untere 
Wasserbehörde ist zu benachrichtigen (§ 43 Abs. 6 WG). 

Verunreinigungen bzw. Belastungen des Grundwassers können auch im überplanten Be-
reich grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. 

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer 
ist unzulässig. 

5. Baugrunduntersuchung 

Es werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen nach DIN EN 1997-2 bzw. 
DIN 4020 empfohlen. 

6. Baufeldräumung und Gehölzrodung 

Die Vegetation der zu bebauenden Flächen und der Flächen der Erschließung sind im 
Vorfeld von Baumaßnahmen in der Zeit von Oktober bis Februar komplett zu räumen 
und anschließend regelmäßig zu mähen, um Bodenbruten zu verhindern. 

Auf § 44 Bundesnaturschutzgesetz wird verwiesen. 

7. Herstellung des Straßenkörpers  

Die zur Herstellung des Straßenkörpers notwendigen Abgrabungen, Aufschüttungen und 
unterirdischen Stützbauwerke (Hinterbeton von Randsteinen und Rabattenplatten) ge-
hen nicht in das Straßeneigentum über, sondern verbleiben zur ordnungsgemäßen Nut-
zung bei den angrenzenden Grundstücken und sind entschädigungslos zu dulden. 
Gemäß § 12 Abs. 5 StrG besteht keine Erwerbspflicht der Gemeinde. 

8. Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper  

Der Eigentümer hat gemäß § 126 BauGB das Anbringen von Haltevorrichtungen und Lei-
tungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungs-
körper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungs-
anlagen auf seinem Grundstück zu dulden. Es erfolgt im Einzelfall eine vorherige Benach-
richtigung. 
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9. Starkregenereignisse 

Es wird darauf hingewiesen, dass im Geltungsbereich Überflutungen in Folge von Starkre-
genereignissen nicht auszuschließen sind, so dass bei Realisierung von Gebäudeteilen 
unterhalb der angrenzenden Straßenoberkante das Thema Hochwassersicherheit / 
Starkregenmanagement bei der Planung zu berücksichtigen ist. Beim Nachweis der 
Überflutungssicherheit gelten die DIN EN 752 sowie die DIN 1986-100. 

Zur Schadensbegrenzung bei außergewöhnlichen Ereignissen kommt dem gezielten Ob-
jektschutz im öffentlichen und privaten Bereich in Ergänzung zu temporärer Wasseran-
sammlung auf Frei- und Verkehrsflächen und schadensfreier Ableitung im Straßenraum 
vorrangig Bedeutung zu. In diesem Zusammenhang ist das Merkblatt DWA-M 119 zu 
beachten. 

10. Einfriedungen  

Bei der Herstellung von Einfriedungen sind die Regelungen des Nachbarrechtsgesetzes 
Baden-Württemberg (NRG) zu beachten. 

IV. ARTEN- UND SORTENLISTEN 

Artenliste 1: Verwendung gebietsheimischer Sträucher und An-
pflanzungen 
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Artenliste 2: Obstbaumsorten für Anpflanzungen 
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Artenliste 3: Empfohlene Saatgutmischung 

 

Aufgestellt:  

Schöntal, den ……  

DIE GEMEINDE:  DER PLANFERTIGER : 
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